
renden Sonderstellung, aus seiner Isolierung von den 
tatsächlichen gesellschaftlichen Verhältnissen heraus­
gelöst.

Daß dies zu keiner Negierung des Parteivorbringens 
im Urteil führen darf, muß der Vollständigkeit halber 
noch erwähnt werden. Der Standpunkt der Prozeß­
parteien, der sich in ihren streitig gebliebenen Be­
hauptungen zeigt, darf nicht übergangen, sondern muß 
nach wie vor kenntlich gemacht werden, zumal sich 
das Urteil mit ihm auseinandersetzen muß. Die von 
Schröder empfohlene Methode, anstelle der Schilderung 
des Tatbestandes, gegliedert nach streitigem und un­
streitigem Vorbringen, des Ergebnisses der Beweisauf­
nahme und der Entscheidungsgründe mit den Fest­
stellungen des Gerichts zum Sachverhalt zu beginnen 
und erst danach die Anträge der Parteien anzuführen, 
ist für den Aufbau der Urteile in Ehesachen nahe­
liegend. Allgemein für die Rechtsprechung in Zivil­
sachen angewandt, birgt sie die Gefahr in sich, daß 
das Verständnis des vom Gericht ermittelten Sachver­
halts erschwert wird, wenn nicht Standpunkt und 
Anträge der Parteien rechtzeitig an geeigneter Stelle 
kenntlich gemacht werden.

3. Die Selbstlauftheorie, die, begünstigt durch die 
derzeitige Prozeßordnung, in unserer heutigen Praxis 
der Zivilrechtsprechung noch verhältnismäßig stark 
spürbar ist, zeigt sich nicht nur in der Unterschätzung 
einer politisch-erzieherisch wirkungsvollen Argumen­
tation bei der Erörterung der tieferen Hintergründe der 
Sache, sondern beginnt bereits in der Arbeitsweise des 
Gerichts bei seiner Entschlußfassung und setzt sich in 
der oft noch sehr formalen Art und Weise-der Verkün­
dung der Entscheidung fort. Wenn wir mit dem — schon 
heute nach § 272 b ZPO geltenden — Grundsatz der 
Konzentration des Verfahrens und der Einheit der 
mündlichen Verhandlung Ernst machen, die Entschei­
dung soweit wie möglich auf Grund eines einzigen Ter­
mins der mündlichen Verhandlung erreichen wollen, so 
würde von der bereits heute zu erzielenden Geschlos­
senheit und politischen Stoßkraft der gerichtlichen 
Tätigkeit in Zivilsachen viel verlorengehen, wenn nicht 
gleichzeitig in größerem Umfang als bisher auch mit 
dem Grundsatz der Einheit von Verhandlung, Ent­
scheidung und ihrer Verkündung Ernst gemacht wer­
den würde.

Bei einer umsichtigen Arbeitsorganisation des Ge­
richts ist es schon jetzt weitgehend möglich, die End­
entscheidung des Zivilprozesses in einer Beratung zu 
fällen, die unmittelbar im Anschluß an die mündliche 
Verhandlung durchgeführt wird17. Es führt zur Zer­
splitterung in der Tätigkeit des Gerichts, zu einer 
mangelnden Konzentration auf die von ihm zu erfüllen­
den Aufgaben der sozialistischen Umgestaltung, wenn 
es seine Entscheidung auf einen späteren Zeitpunkt ver­
schiebt und sich zwischendurch mit allen möglichen 
anderen Problemen befaßt. Die Werktätigen, die der 
Verhandlung beigewohnt haben, empfinden diesen aus 
der bürgerlichen Justizpraxis überkommenen zeitlichen 
Bruch zwischen Verhandlung und Entscheidung mit 
Recht als unbefriedigend.

Aus dem Grundsatz der sofortigen Entscheidung des 
Prozesses nach Schluß der Verhandlung folgt zwangs­
läufig der Grundsatz der sofortigen mündlichen Ver­
kündung dieser Entscheidung im Anschluß an die Be­
ratung. Besonders wenn Arbeitskollegen aus dem Be­
trieb einer der Prozeßparteien oder Nachbarn aus dem 
Wohnbereich der Verfahrensbeteiligten zugegen sind 
oder wenn die Verhandlung überhaupt außerhalb des 
Gerichts durchgeführt worden ist, bildet die sofortige 
endgültige Stellungnahme des Gerichts zu der ganzen 
Sache einen guten Ausgangspunkt für die Ingangsetzung 
der gesellschaftlichen Erziehung. Ob hierfür die Verlesung 
der schriftlich abgefaßten Entscheidung wirklich die 
beste Methode der Verkündung des Urteils ist, erscheint 
fraglich. Eine kurze Darlegung des wesentlichen Inhalts 
der Entscheidung, besonders unter offensiver Ausein­
andersetzung mit den im Verfahren zutage getretenen 
rückständigen Auffassungen, dürfte die Anwesenden im

it Uber die bereits heute vorhandenen Möglichkeiten der 
sofortigen Urteilsfällung und -Verkündung vgl. Das Zivil­
prozeßrecht der Deutschen Demokratischen Republik, a. a. O. 
S. 322 fl.; ferner Püschel, Verstärkung der Mitwirkung der 
Schöffen bei der Leitung des Zivilverfahrens, Der Schöffe 1959 
S. 144.

allgemeinen mehr ansprechen als die Verlesung der 
schriftlichen Ausarbeitung des Urteils. Eine Aufgabe 
der Schöffen sollte es sein, daß die in der Verhandlung 
und der Beratung gewonnene klare und parteiliche 
Analyse des ideologischen Hintergrundes der Sache auch 
bei der Urteilsverkündung deutlich zum Ausdruck ge­
langt und damit leichter in die politische Massenarbeit 
einfließen kann.

Es verdient jedoch noch besonders hervorgehoben zu 
werden, daß eine wichtige Voraussetzung der soforti­
gen Verkündung der Entscheidung im Anschluß an 
Verhandlung und Beratung eine wirkliche Klarheit 
über die abschließende Auffassung des Gerichts ist. Die­
ser Klarstellung dient die Ausarbeitug des Urteils in 
allen seinen Teilen im Kollektiv des entscheidenden 
Gerichts, im erstinstanzlichen Verfahren also mit den 
beiden Schöffen. Ohne die sofortige Absetzung der Ent­
scheidung in der Beratung besteht die Gefahr eines 
Widerspruchs zwischen dem Inhalt der mündlichen Be­
kanntgabe des Prozeßergebnisses und seiner späteren 
schriftlichen Fixierung, was zu Mißverständnissen füh­
ren und die Überzeugungskraft der Entscheidung her­
abmindern kann. Soweit die sofortige Urteilsabsetzung, 
wie sie in Ehesachen seit Jahren zwingend vorgeschrie­
ben ist und mit großem Erfolg angewandt wird, im all­
gemeinen Zivilverfahren noch nicht überall möglich ist, 
sollte die Zivilkammer von dieser neuen Methode 
wenigstens auf einem Teil ihres Arbeitsgebietes, und 
zwar an den Schwerpunkten ihrer Rechtsprechung, Ge­
brauch machen. Sie wird damit wertvolle Erfahrungen 
sammeln und sich auch auf diese Weise den Übergang 
zu einer qualitativ höheren Stufe der Rechtsanwendung 
erleichtern.

4. Schließlich ist noch sorgfältig zu prüfen, mit wel­
chen Mitteln im Anschluß an die Verkündung des Ur­
teils oder mindestens kurze Zeit danach eine Aus­
wertung des ganzen Prozesses für unsere staatliche und 
gesellschaftliche Praxis erfolgen kann. Das sozialistische 
Leitungsprinzip der Einheit von Beschlußfassung, 
Durchführung und ihrer Kontrolle geht, auf die Recht­
sprechung in Zivilsachen angewandt, weit über eine 
planvolle und kontinuierliche Zusammenarbeit zwi­
schen Prozeßgericht und Vollstreckungsorgan18 hinaus. 
Auch hierin kommt mit aller Deutlichkeit zum Vor­
schein, daß die Staatsmacht der Arbeiter und Bauern 
sich auf die freiwillige gesellschaftliche Mitarbeit der 
großen Mehrheit der Bevölkerung stützt1®. Es kann und 
darf dem sozialistischen Gericht nicht gleichgültig sein, 
ob. und in welcher Weise die im vorangegangenen Verfah­
ren mit Unterstützung der Volksmassen gewonnenen 
Erfahrungen verallgemeinert und der Herausbildung 
sozialistischer Moral- und Rechtsauffassungen auf brei­
ter Front nutzbar gemacht werden. Entsprechend der 
Funktion des in der Entscheidung angewandten Rechts, 
allen Bürgern die objektiven Gesetzmäßigkeiten un­
serer sozialistischen Entwicklung bewußt zu machen, 
überläßt das Gericht die weitere Entwicklung der Ver­
hältnisse auch nach Verkündung seiner Entscheidung 
nicht dem Selbstlauf und nimmt mit geeigneten Maß­
nahmen auf sie Einfluß, soweit das im Laufe des bis­
herigen Verfahrens noch nicht geschehen ist. Gerade 
an diese Seite der Tätigkeit der Gerichte in Zivilsachen 
werden heute höhere Anforderungen gestellt.

„Höhere Anforderungen — das heißt neue Qualität,
zielstrebige Arbeit, größere Sachkenntnis, vor allem
aber die Fähigkeit, die Durchführung der Beschlüsse
an Ort und Stelle gemeinsam mit den Werktätigen
zu organisieren.“2®
Eine besonders wichtige Aufgabe bei der Auswertung 

des Prozeßergebnisses kommt der Unterstützung der 
örtlichen Staatsorgane, der obersten Machtorgane im 
Zuständigkeitsbereich des Gerichts, zu. Weil die ört­
lichen Staatsorgane bei dem Einsatz des Staates und 
des Rechts zur sozialistischen Umgestaltung der durch 19

is vgl. hierzu Püschel, Die Neugestaltung des Zwaogsvoll- 
streckungsrechts — ein bedeutsamer Beitrag zur Vervoll­
kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Justizapparats, 
NJ 1959 S. 773.

19 vgl. Thesen des Politbüros des ZK der SED zum zehnten 
Jahrestag der Gründung der Deutschen Demokratischen Re­
publik, These XIV, ND, Sonderbeilage v. 25. August 1959, 
S. 15.

so Jendretzky, Einleitung zu der unter Anm. 4 genannten 
Broschüre, S. 6.
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